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WZG § 8

FLASH

Einem wirksamen Zeichenerwerb gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 WZG 
steht nicht entgegen, wenn, insbesondere - wie hier - bei 
konzernverbundenen Unternehmen, das erwerbende Unternehmen 
das Zeichen nurmehr als Handelsmarke einsetzt und dem ver­
äußernden Unternehmen es gestattet, weiterhin bei der Her­
stellung der Ware das Zeichen anzubringen.

BGH, Urt. v. 2. März 1989 I ZR 7/87 - OLG Düsseldorf 
LG Düsseldorf
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 2. März 1989 durch den 
Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Frhr. v. Gamm und die Richter 
Dr. Piper, Dr. Erdmann, Dr. Ullmann und Nobbe

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des 
20. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Düsseldorf 
vom 16. Dezember 1986 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.
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Tatbestand:

Die Klägerin erhebt aus dem auf ihren Namen für Beklei­
dungsstücke eingetragenen Warenzeichen Nr. 893 252 "FLASH" 
Ansprüche gegen den Beklagten, der unter der Bezeichnung 
"SASCH" Oberbekleidung vertreibt.

Das Klagezeichen war mit Priorität vom 14. August 1970 
ursprünglich für die Firma R f l H H B  & eingetragen,
welche später in Hermann Q flM Bekleidungswerk (nachfol- 
gend: ORBS) umbenannt wurde. Im Zusammenhang mit der Liqui­
dation von OfBB übernahm die Muttergesellschaft der Klä­
gerin, die Firma N B B B R i  Manfred G R R B I  KG (im folgenden: 
NRRRBB) / mit Vertrag vom 20. Februar 1981 auch das Waren­
zeichen "FLASH". Dieses wurde im April 1981 auf Nicoline um­
geschrieben. Seit 30. März 1984 ist die Klägerin als Inha­
berin des Zeichens in der Warenzeichenrolle vermerkt. Die 
Übernahme der Bezeichnung "Flash" als Firmenbestandteil 
hatte sie im August 1981 beschlossen. Die entsprechende Ein­
tragung im Handelsregister erfolgte Ende November 1981.

Die von N B H H H  gefertigten, mit dem Zeichen "FLASH" 
versehenen Oberhemden werden von der Klägerin vertrieben.
Zum überwiegenden Teil vertreibt sie unter dem Zeichen 
"FLASH" Hemden aus anderen Fremdproduktionen.

Die Klägerin hat zur Begründung ihrer hilfsweise auch 
auf den Schutz ihrer Unternehmenskennzeichnung gestützten 
Klage vorgetragen, sie habe das Klagezeichen wirksam von 
ihrer Muttergesellschaft erworben, welche dieses von der
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alsbald liquidierten Firma O M H B  zusammen mit dem zugehören­
den Teilgeschäftsbetrieb übernommen habe. habe un­
mittelbar nach der Übernahme des Zeichens die Produktion der 
mit "FLASH" gekennzeichneten Hemden aufgenommen, während 
ihr, der Klägerin, von Anfang an der Vertrieb unter dem Zei­
chen "FLASH" überlassen worden sei, weshalb sie auch alsbald 
die Kennzeichnung "Flash" in ihren Firmennamen aufgenommen 
habe. Zugleich mit dem Zeichen sei ihr auch der zum Vertrieb 
gehörende Geschäftsbereich - Kundenkartei, Mitarbeiter­
stamm - übertragen worden, weshalb die Gesellschafterver­
sammlung am 13. August 1981 auch die Erhöhung ihres Stammka­
pitals beschlossen habe. In den schriftlichen Übertragungs­
erklärungen vom 8. März 1984 sei zur Umschreibung in der Wa­
renzeichenrolle das Vereinbarte schließlich förmlich festge­
schrieben worden.

Sie hat zuletzt beantragt,

I. den Beklagten zu verurteilen,

1. unter Androhung der näher bezeichneten ge­
setzlichen Ordnungsmittel es zu unterlas­
sen ,

sich im geschäftlichen Verkehr im Zusam­
menhang mit dem Angebot und dem Vertrieb von 
Bekleidungsstücken der Kennzeichnung

SASCH



auch in der Form:

20
5 -

" Sasch-Unopiu"

zu bedienen, sei es Zeichen- und/oder fir­
menmäßig ,

insbesondere es zu unterlassen, Bekleidungs­
stücke oder ihre Verpackung oder Umhüllung 
mit der Kennzeichnung

"SASCH"

zu versehen, die so bezeichneten Waren, in 
Verkehr zu setzen sowie auf Ankündigungen, 
Preislisten, Geschäftsbriefen, Empfehlungen, 
Rechnungen oder dergleichen die vorstehend 
bezeichnete Kennzeichnung anzubringen;

2. der Klägerin Rechnung darüber zu legen, in 
welchem Umfang er die vorstehend zu Ziffer I 
1 bezeichneten Handlungen begangen hat, ins­
besondere unter Angabe der Art und des Um­
fangs betriebener Werbung, aufgeschlüsselt 
nach Werbeträgern, Kalendervierteljahren und 
Bundesländern, ferner unter Angabe des er­
zielten Umsatzes sowie des erzielten Ge­
winns ;

II. festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet 
ist, der Klägerin allen Schaden zu erstatten, 
der ihr aus den vorstehend zu Ziffer I 1
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bezeichneten Handlungen entstanden ist und 
künftighin entstehen wird.

Der Beklagte hat einen wirksamen zeichenrechtlichen Er­
werb durch die Klägerin in Abrede gestellt. Sowohl die Über­
tragung des Zeichens von OBHB auf wie auch dieje­
nige von N B H B I  auf die Klägerin genügten nicht den Anfor­
derungen des § 8 WZG, welcher die Übertragung des dazugehö­
renden Geschäftsbetriebs verlange. Er habe das bessere 
Recht, da er schon seit 1975 Bekleidungsartikel auf dem in­
ländischen Markt unter der Bezeichnung "SASCH" vertreibe.
Die gegenüberstehenden Bezeichnungen seien zudem nicht ver­
wechslungsfähig .

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung 
ist ohne Erfolg geblieben. Mit der Revision verfolgt die 
Klägerin ihren Klageantrag weiter und beantragt Erlaß eines 
Versäumnisurteils gegen den in der mündlichen Verhandlung 
nicht vertretenen Beklagten.

Entscheidunasgründe:

I. Der Revisionsbeklagte war trotz ordnungsgemäßer La­
dung in der mündlichen Verhandlung vor dem Revisionsgericht 
nicht vertreten. Auf Antrag der Klägerin ist über die zuläs­
sige Revision durch Versäumnisurteil sachlich zu entscheiden 
(BGHZ 37, 79, 82). Die Revision der Klägerin hat Erfolg.
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II. Das Berufungsgericht hat die materielle Berechti­
gung der Klägerin am Klagezeichen verneint. Die Frage einer 
wirksamen Zeichenübertragung von auf hat es
nicht geprüft. Jedenfalls, so hat das Berufungsgericht aus­
geführt, sei der Erwerb der Klägerin von N B ^ f l p a l s  soge­
nannte zeichenrechtliche Leerübertragung unwirksam, da der 
Geschäftsbetrieb, zu welchem das Zeichen gehöre, nicht mit­
übertragen worden sei. N f l H  habe das für Bekleidungspro­
duktion von OflHB übernommene Warenzeichen "FLASH" als Fa­
brikmarke geführt. Bis zu dem von der Klägerin angegebenen 
Zeitpunkt der Übertragung im August 1981 habe sich das 
Zeichen noch nicht zu einer reinen Handelsmarke entwickelt 
gehabt. Für eine rechtswirksame Übertragung des Klagezei­
chens als Fabrikmarke hätte N f l I P  die zugehörenden aus­
scheidbaren Fabrikationsanlagen mitveräußern müssen, was je­
doch nicht geschehen sei. Das Klagezeichen stehe weiterhin 
N i H H B  zu. Der Klägerin fehle die Aktivlegitimation für 
die zeichenrechtlichen Ansprüche. Die hilfsweise geltend 
gemachten namens- und firmenrechtlichen Ansprüche hat das 
Berufungsgericht wegen fehlender Verwechslungsgefahr für un­
begründet erachtet.

Die gegen die zeichenrechtliche Beurteilung gerichteten 
Angriffe der Revision sind begründet.

III. Die Auffassung des Berufungsgerichts, die Übertra­
gung des Zeichens auf die Klägerin genüge nicht den Anforde­
rungen des § 8 Abs. 1 Satz 2 WZG und sei deshalb unwirksam, 
ist nicht frei von Rechtsfehlern.
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1. § 8 Abs. 1 Satz 2 WZG erfordert für die Wirksamkeit 
des Erwerbs eines Warenzeichens, der sich nach den §§ 413, 
398 BGB vollzieht, zusätzlich den Übergang (des Teils) des 
Geschäftsbetriebs, zu dem das Warenzeichen gehört. Nach 
ständiger Rechtsprechung gehört die Bindung der Marke an den 
Geschäftsbetrieb und die daraus folgende Unwirksamkeit der 
sogenannten Leerübertragung eines Warenzeichens ohne Ge­
schäftsbetrieb gemäß § 8 Abs. 1 Satz 3 WZG zu den wesentli­
chen Grundsätzen des deutschen Warenzeichenrechts (zuletzt: 
Urt. v. 5.2.1987 - I ZR 56/85, GRUR 1987, 525, 526 - Lita- 
flex). Das gilt auch für die Übertragung einer Marke inner­
halb eines Konzerns auf ein anderes konzernverbundenes, 
rechtlich selbständiges Unternehmen.

Auch durch engste wirtschaftliche oder organisatorische 
Zusammenschlüsse werden rechtlich selbständige Unternehmen 
nicht zu einem einheitlichen Geschäftsbetrieb, welchem die 
Herstellung und der Vertrieb der Ware unabhängig davon zuge­
rechnet werden könnte, wer als Inhaber des Warenzeichens 
eingetragen ist (BGH, Urt. v. 3.6.1964 - Ib ZR 140/62, GRUR 
1965, 86, 88, 89 - Schwarzer Kater; Urt. v. 19.1.1989 
- I ZR 217/86, S. 9 - Kronenthaler). Versuche, die Marke vom 
Geschäftsbetrieb zu lösen, scheitern an dem eindeutigen 
Wortlaut des § 8 Abs. 1 Satz 2 und 3 WZG und der damit in 
Zusammenhang stehenden §§ 1, 11 Abs. 1 Nr. 2 WZG sowie an 
der Herkunftsfunktion als dem Wesen der Marke.

Dementsprechend stellt es eine gemäß § 8 Abs. 1 WZG un­
wirksame Leerübertragung des Zeichens dar, wenn die Konzern- 
mutter zwar die Marke ihrer Tochtergesellschaft überträgt, 
der zugehörende Geschäftsbetrieb aber bei der Zedentin ver-
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bleibt, und zwar unabhängig davon, ob der Verkehr einer Täu­
schung über die betriebliche Zuordnung der mit dem Zeichen 
versehenen Ware erliegt (BGHZ 1, 241, 244 - Piek-Fein).

2. Für die Beurteilung indes, ob der Teil des Ge­
schäftsbetriebs, zu dem das Warenzeichen gehört, mitübertra­
gen ist, ist eine wirtschaftliche Betrachtungsweise maßge­
bend (RG GRUR 1943, 131, 132 - Valenciade; BGH, Urt. v. 
23.1.1963 - Ib ZR 78/61, GRUR 1963, 473, 474 - Filmfabrik 
Köpenick; v. 8.6.1966 - Ib ZR 74/64, GRUR 1967, 89, 92
- Rose; v. 7.7.1971 - I ZR 38/70, GRUR 1971, 573, 574
- Nocado). Das Interesse der Vertragspartner an der Erhal­
tung der Marke als wirtschaftlich wertvolles Gut hat dabei 
ebenso in die gebotenen Erwägungen einzufließen wie die Er­
kenntnis, daß es zur Freiheit unternehmerischer Entscheidung 
gehört, Art und Umfang des Geschäftsbetriebs zu gestalten, 
zu welchem die Marke gehört, sofern damit nicht eine dem We­
sen der Marke widersprechende Irreführung des Verkehrs über 
die betriebliche Zuordnung verbunden ist. Dabei können, ins­
besondere bei einer Rechtsübertragung innerhalb eines Kon­
zerns, für die regelmäßig andere wirtschaftliche Überlegun­
gen als bei einer Veräußerung der Marke an Dritte gelten, 
nicht zu strenge Anforderungen gestellt werden.

Die Feststellung des maßgebenden Geschäftsbetriebs im 
Sinne der §§ 1, 8 WZG ist nach den Gegebenheiten des Einzel­
falls zu treffen (BGHZ 6, 137, 141 f. - Lockwell; Urt. v. 
5.4.1957 - I ZR 151/55, GRUR 1958, 78, 79 - Stolper Jung­
chen; v. 6.6.1958 - I ZR 78/57, GRUR 1958, 606, 609 - Kro­
nenmarke). Die Übertragung einer Marke erfordert zu ihrer 
Wirksamkeit nicht, daß der Erwerber mit dem Zeichen den bis-
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herigen Geschäftsbetrieb in unveränderter Weise übernimmt 
und fortführt. Die Übertragung eines Warenzeichens ist auch 
dann wirksam, wenn nur ein abgrenzbarer Teil des bisherigen 
Geschäftsbetriebs auf den Erwerber übertragen wird und der 
Veräußerer seinen Geschäftsbetrieb im übrigen aufgibt oder 
für den verbleibenden Teil auf die Verwendung des Zeichens 
verzichtet (RG GRUR 1943, 131, 132 - Valenciade). Der Ge­
schäftsbetrieb, zu welchem die Marke gehört, bleibt folglich 
auch dann erhalten, wenn der Zeicheninhaber seinen bisheri­
gen auf die Herstellung und den Vertrieb gerichteten Ge­
schäftsbereich auf den Vertrieb beschränkt (BGH, Urt. v. 
5.4.1957 - I ZR 151/55, GRUR 1958, 78, 79 - Stolper Jung­
chen) . Wird das Zeichen als Handelsmarke genutzt, so reicht 
es zu seiner rechtswirksamen Übertragung aus, daß die für 
ein Handelsunternehmen wesentlichen Unterlagen, wie Kunden- 
und Lieferantenlisten und gegebenenfalls Warenmuster, über­
geben werden (BGH, Urt. v. 6.6.1958 - I ZR 78/57, GRUR 1958, 
606, 609 - Kronenmarke). Dabei liegt es in der freien unter­
nehmerischen Entscheidung des Inhabers der Handelsmarke, ob 
er es dem Warenhersteller gestattet, das Zeichen anzubrin­
gen, oder ob er es sich vorbehält, selbst die Ware zum Ver­
trieb zu kennzeichnen. Die Zuordnungsfunktion der Marke 
bleibt erhalten, wenn der Zeicheninhaber bestimmenden Ein­
fluß auf die Verwendung der Marke hat. Eine unzulässige Ver­
vielfältigung des Zeichens als Herkunftshinweis auf zwei 
rechtlich selbständige Unternehmen tritt in einem solchen 
Fall nicht ein (vgl. BGHZ 1, 241, 246 - Piek-Fein).

IV. 1. Das Berufungsgericht hat bei der Beurteilung des 
gemäß § 8 WZG zu beurteilenden Erwerbs des Zeichens "FLASH" 
durch die Klägerin nicht hinreichend die wirtschaftlich ver-
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nünftige und rechtlich mögliche Gestaltung in seine Erwägun­
gen einbezogen, wonach es N f l H  nach dem für die revi­
sionsrechtliche Betrachtung als rechtswirksam anzusehenden 
Erwerb des Zeichens von O f l H  offenstand, durch Änderung des 
übernommenen Geschäftsbetriebs die Marke "FLASH" als reine 
Handelsmarke zu nutzen. Es ist nach dem oben Gesagten auch 
unerheblich, ob die Funktion des Zeichens "FLASH" als Han­
delsmarke schon bei NflHHHI festzustellen war oder erst im 
Geschäftsbetrieb der Klägerin als erwerbendes Unternehmen 
eintrat. Es muß nur ausgeschlossen sein, daß das Zeichen in 
seiner Herkunftsfunktion für zwei verschiedene rechtlich 
selbständige Betriebe dient, wofür der Vortrag der Klägerin 
spricht, NflHIHBhabe von Anfang an in ihrem Auftrag herge­
stellt. Es besteht solchenfalls kein wirtschaftlicher Unter­
schied zu dem vom Reichsgericht (GRUR 1943, 131 - Valencia- 
de) für den Fall als wirksam angesehenen Erwerb, daß der 
Veräußerer auf eine eigene Verwendung des Zeichens für den 
ihm verbleibenden Betriebsteil verzichtet. Einem Verzicht 
des Veräußerers auf eigenmächtige Kennzeichnung steht es 
gleich, wenn ihm sein Recht zur weiteren Kennzeichnung vom 
Erwerber der Marke eingeräumt ist und dieser auf die Verwen­
dung des Zeichens und den Vertrieb der so gekennzeichneten 
Waren bestimmenden Einfluß hat. Für eine dahingehende, mög­
licherweise auch konkludent erfolgte Absprache zwischen 
Nicoline und der Klägerin enthält der Klagevortrag gewichti­
ge Anhaltspunkte.

Die Klägerin hat vorgetragen, unmittelbar nach der 
Übernahme des Klagezeichens "FLASH" von OflBBI mit dem Ver­
trieb der entsprechend gekennzeichneten Waren befaßt worden
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zu sein. N habe seit 1981 in ihrem Auftrag die mit
dem Zeichen versehenen Hemden hergestellt. Dabei ist un­
streitig, daß die Klägerin von Anfang an nicht nur von

vertrieb, sondern zum überwiegenden Teil Hemden auch aus an­
deren Fremdproduktionen. Mit der Geschäftstätigkeit als Ver­
triebsunternehmen steht in Zusammenhang, daß die Gesell­
schafterversammlung der Klägerin laut Prüfungsbericht zum 
Jahresabschluß 1981 (Anl. F 3) am 13. August 1981 eine Erhö­
hung des Stammkapitals und die Übernahme der Bezeichnung 
"Flash" in den Firmennamen beschloß; dem lag die Erwägung 
zugrunde, daß die "Umfirmierung im Zusammenhang" stehe mit 
"dem Erwerb des Warenzeichens "FLASH" sowie der Übernahme 
und Fortführung eines Teilgeschäftsbetriebs hinsichtlich der 
Produktion von Hemden und Blusen, dem Erwerb von Restbestän­
den an Stoffen, vorhandener Fertigerzeugnisse, Musterkollek­
tionen u.a. von der Firma Hermann OflB" • Es ist der tat­
richterlichen Beurteilung, erforderlichenfalls unter Anhö­
rung der für den Inhalt der Vereinbarung zwischen Nicoline 
und der Klägerin genannten Zeugen, Vorbehalten, darüber zu 
befinden, welche Bedeutung dieser im Bericht der Betriebs­
prüfungsgesellschaft festgehaltene Zusammenhang von Umfir- 
mierung und Zeichenübertragung für einen rechtswirksamen 
Zeichenerwerb der Klägerin zukommt. Die Übernahme der Be­
zeichnung "Flash" in den Firmennamen der Vertriebsgesell­
schaft ist ein gewichtiges Indiz für die klägerische Dar­
stellung, daß das Zeichen jedenfalls ab dem 13. August 1981 
nurmehr zur Herkunft aus dem Betrieb der Klägerin diente; 
dabei kann es naheliegen, dem Anbringen des Zeichens durch

N hergestellte und mit dem Zeichen versehene Hemden

die Muttergesellschaft soweit sie einen Teil derr



"FLASH"-Hemden produzierte, allein fertigungstechnische Be­
deutung, nicht aber eine auf den Herstellerbetrieb hinwei­
sende Funktion zuzumessen. Damit wäre auch der von der 
Rechtsprechung geforderte innere zeitliche und wirtschaft­
liche Zusammenhang der Übertragung des Zeichens und des zu­
gehörenden Geschäftsbetriebs erfüllt (BGH, Urt. v. 15.1.1957
- I ZR 39/55, GRUR 1957, 231, 232 - Pertussin I; v. 7.7.1971
- I ZR 38/70, GRUR 1971, 573, 574 - Nocado).

2. Es steht einem wirksamen zeichenrechtlichen Erwerb 
nicht entgegen, daß die Vertragsparteien die Erklärungen für 
die Umschreibung in der Warenzeichenrolle erst am 8. März 
1984 abgegeben haben. Die Umschreibung des Warenzeichens in 
der Zeichenrolle hat für einen rechtswirksamen Zeichenerwerb 
keine Bedeutung (RGZ 80, 124, 128 - Magnolia; 147, 332, 336
- Aeskulap; BGH, Beschl. v. 5.6.1968 - I ZB 5/67, GRUR 1969, 
43, 45 - Marpin). Dieser tritt mit der Einigung über den 
Übergang des Zeichens und des zugehörenden Geschäftsbetriebs 
ohne weiteres ein. Die Klägerin konnte somit materielle Zei­
cheninhaberin sein, ohne als solche in der Warenzeichenrolle 
zu stehen. Das Gesetz überläßt es dem Erwerber, den Antrag 
auf Umschreibung zu stellen, § 8 Abs. 1 Satz 4 WZG. Gerade 
bei einer Übertragung der Marke unter konzernverbundenen 
Unternehmen erscheint es nicht erfahrungswidrig anzunehmen, 
daß die Vertragsparteien sich über den Erwerb der Marke 
einigen, ohne unverzüglich eine entsprechende Umschreibung 
in der Zeichenrolle zu veranlassen. Ein zeitlicher Zusammen­
hang der Umschreibung mit der Zeichenübertragung wird nicht 
gefordert. Dem nicht eingetragenen Rechtsnachfolger bleibt 
es gemäß § 8 Abs. 2 WZG jedoch versagt, sein Zeichenrecht 
geltend zu machen. Er wird deshalb vielfach erst bei einer
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notwendigen Verteidigung einen Anlaß sehen, die Umschreibung 
in der Rolle vornehmen zu lassen. Der Vortrag der Klägerin, 
mit der Vereinbarung vom 8. März 1984 sollte die vorausge­
gangene Übertragung des Teilgeschäftsbetriebs "förmlich 
festgeschrieben" werden, läßt eine Feststellung, daß die Um­
schreibungserklärungen der Vertragsparteien vom 8. März 1984 
lediglich der förmlichen Bestätigung eines schon früher er­
folgten rechtswirksamen Zeichenerwerbs dienten, jedenfalls 
nicht ausgeschlossen erscheinen. Der in der Umschreibungser­
klärung gewählten, üblichen Formulierung, "hiermit" werde 
übertragen, kommt weder eine den Nachweis der materiellen 
Berechtigung ersetzende noch einen früheren Erwerb aus­
schließende Bedeutung zu.

In Anbetracht der gesetzlichen Regelung des § 8 Abs. 2 
WZG, wonach als Rechtsnachfolger nur der entsprechend der 
Warenzeichenrolle förmlich Berechtigte zeichenrechtliche An­
sprüche geltend machen kann, steht es mit einer materiellen 
Inhaberschaft der Klägerin am Warenzeichen "FLASH" nicht in 
Widerspruch, daß N f l H H  in einer 1982 gegen einen Zeichen­
verletzer erhobenen Klage sich auf ihre formelle Berechti­
gung als eingetragene Zeicheninhaberin berufen und die Klä­
gerin als ihre Lizenznehmerin bezeichnet hatte. In Anbe­
tracht des Rollenstandes erscheint die Darstellung von

auch bei (bekannter) materieller Berechtigung der 
Klägerin - gerade bei konzernverbundenen Unternehmen - pro­
zeßökonomisch nicht unvernünftig. Jedenfalls verwehrt das 
damalige prozessuale Vorbringen von entsprechend
dem Rollenstand auch materiell berechtigte Zeicheninhaberin 
zu sein, nicht die Feststellung, die Klägerin sei schon frü­
her Rechtsnachfolgerin von Nicoline am Klagezeichen "FLASH" 
geworden.



15
20

V. Nach alledem ist die Sache zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuver­
weisen, das erforderlichenfalls auch über die Rechtswirksam­
keit des bisher nicht geprüften Zeichenerwerbs von OflMfc 
Feststellungen zu treffen hat.

v . Gamm Piper Erdmann

Ullmann Nobbe


	BUNDESGERICHTSHOF

	2

	JO

	JZO

	20

	6

	7

	8

	9

	20

	10




	Jo

	12

	14

	15

	20




